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A. BEKANNTMACHUNGEN DES LANDKREISES  
 

Landkreis Celle 
 

 
 

Verordnung über das Naturschutzgebiet „Hellern bei Wietze" (NSG-LÜ 309) in der Gemeinde Wietze, Landkreis Celle 
vom 29.10.2018 
 

Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 22 Abs. 1 und 2, 23, 32 Abs. 2 und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 
(BGBl. I S. 2542) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434) i. V. m. den §§ 14, 15, 16 Abs. 1, 23, 32 
Abs. 1 Nds. Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.2.2010 (Nds. GVBl. S. 104) wird 
verordnet: 

§ 1 
Naturschutzgebiet 

(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet wird zum Naturschutzgebiet (NSG) „Hellern bei Wietze" erklärt. 

(2) Das NSG liegt in der naturräumlichen Einheit „Aller-Talsandebene“ im „Weser-Aller-Flachland“. Es befindet sich im 
Landkreis Celle, in der Gemeinde Wietze ca. drei Kilometer südwestlich des Ortsteils Wieckenberg.  

Das NSG „Hellern bei Wietze" ist ein Laubwaldgebiet in einer Fließgewässerniederung mit vorherrschend Eichen-
Mischwald und Buchenanteilen. Das Gebiet ist geprägt von überwiegend strukturreichen Altholz- und Baumholzbeständen 
mit viel Totholz und Baumhöhlen. 

(3) Die Lage des NSG ist aus der mitveröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 (Anlage 1) zu entnehmen, die 
Grenze des NSG ergibt sich aus der maßgeblichen und mitveröffentlichten Karte im Maßstab 1:5.000 (Anlage 2). Sie ver-
läuft auf der Innenseite des dort dargestellten grauen Rasterbandes. Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Sie 
können von jedermann während der Dienststunden bei der Gemeinde Wietze und dem Landkreis Celle - untere Natur-
schutzbehörde - unentgeltlich eingesehen werden. 

(4) Das NSG ist identisch mit dem Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebiet Nr. 300 „Hellern bei Wietze“ (DE 3324-331) gemäß der 
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21.5.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 63), zuletzt geändert durch Richtlinie 
2013/17/EU des Rates vom 13.5.2013 (ABl. EU Nr. L 158 S. 193). 

(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 66 ha. 

§ 2 
Schutzzweck 

(1) Allgemeiner Schutzzweck für das NSG ist nach Maßgabe der §§ 23 Abs. 1 und 32 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. § 16 
NAGBNatSchG die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen und Lebensgemeinschaf-
ten nachfolgend näher bestimmter wild lebender, schutzbedürftiger Tier- und Pflanzenarten, und der Schutz von Natur und 
Landschaft wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart, Vielfalt oder hervorragenden Schönheit. 

Die Erklärung zum NSG bezweckt insbesondere 

1. den Erhalt und die Entwicklung von altem bodensaurem Buchen- und Eichenmischwald sowie von feuchtem Eichen- 
und Hainbuchenwald in der Wietzeniederung einschließlich ihrer natürlichen Standortbedingungen, 

2. die Reduzierung des Anteils standortfremder Nadelgehölze und langfristige Umwandlung nicht standortheimischer 
Waldbestände in die auf dem jeweiligen Standort natürlich vorkommende Waldgesellschaft, 

3. den Schutz des Naturschutzgebietes vor weiteren Grundwasserabsenkungen sowie den Erhalt und die Wiederherstel-
lung einer auetypischen Grundwassersituation, 

4. den Schutz und die Förderung der wild lebenden Pflanzen und Tiere, wie Fledermäuse und Vögel, insbesondere des 
Klein- und Grünspechtes, sowie ihrer Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, 
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5. die Erhaltung und Entwicklung der Wietze und ihrer Aue als naturnahes Fließgewässer sowie als Jagdrevier und bar-
rierefreien sowie deckungsreichen Wanderkorridor des Fischotters, 

6. die Erhaltung von extensiv genutzten und die Entwicklung von ungenutzten Gewässerrandstreifen zur Vermeidung 
von belastenden Sediment- und Stoffeinträgen und 

7. den Erhalt und die Entwicklung der wertbestimmenden Lebensraumtypen gem. Abs. 3 der NSG-Verordnung. 

 

(2) Das NSG ist Teil des kohärenten europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“; die Unterschutzstellung trägt dazu 
bei, den günstigen Erhaltungszustand der maßgeblichen Lebensraumtypen und Arten im FFH-Gebiet „Hellern bei Wietze“ 
insgesamt zu erhalten und wiederherzustellen. 

(3) Erhaltungsziele des FFH-Gebietes im NSG sind die Erhaltung und Wiederherstellung günstiger Erhaltungszustände 
insbesondere 

der Lebensraumtypen (Anhang I FFH-Richtlinie): 

1. 9110 Hainsimsen Buchenwälder und 9120 Atlantische bodensaure Buchenwälder mit Stechpalme, mit ihren charakte-
ristischen Arten als naturnahe, strukturreiche Bestände auf basenarmen Standorten mit naturnahem Relief und weit-
gehend intakter Bodenstruktur, die möglichst alle natürlichen oder naturnahen Entwicklungsphasen in mosaikartiger 
Struktur umfassen, mit Dominanz der Rotbuche und weiteren lebensraumtypischen Baumarten wie Stieleiche, Hain-
buche oder Eberesche, zahlreichem Vorkommen von alten und jungen Stechpalmen, mit einem hohem Anteil von Alt-
holz, Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie von starkem, liegendem und stehendem Totholz, 

2. 9160 Feuchte Eichen- und Hainbuchen-Mischwälder, mit ihren charakteristischen Arten als naturnahe, strukturreiche, 
möglichst großflächige und unzerschnittene Bestände auf feuchten bis nassen, mehr oder weniger basenreichen 
Standorten mit intaktem Wasserhaushalt sowie naturnahem Relief und weitgehend intakter Bodenstruktur, die alle na-
türlichen oder naturnahen Entwicklungsphasen in mosaikartiger Struktur umfassen und eine zwei- bis mehrschichtige 
Baumschicht aus lebensraumtypischen Arten mit hohem Anteil von Stieleiche und Hainbuche sowie mit standortge-
rechten Mischbaumarten wie Esche oder Feld-Ahorn aufweisen, mit einem hohem Anteil von Altholz, Höhlenbäumen 
und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie von starkem, liegendem und stehendem Totholz, 

3. 9190 Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandböden mit Stieleiche, mit ihren charakteristischen Arten als naturnahe, 
strukturreiche, möglichst großflächige und unzerschnittene Bestände auf mehr oder weniger basenarmen, trockenen 
bis nassen Standorten mit naturnahem Relief und weitgehend intakter Bodenstruktur, die alle natürlichen oder natur-
nahen Entwicklungsphasen in mosaikartiger Struktur umfassen, mit Dominanz von Stiel- oder Trauben-Eiche in der 
Baumschicht, mit einem hohem Anteil von Altholz, Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie von 
starkem, liegendem und stehendem Totholz. 

(4) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele, insbesondere auf forstwirtschaftlichen Flächen, sowie von Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen kann aufbauend auf die nachfolgenden Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Ver-
tragsnaturschutzes unterstützt werden. 

§ 3 
Verbote 

(1) Gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung des NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können. 

Insbesondere werden folgende Handlungen untersagt: 

1. Hunde unangeleint oder an Schleppleinen laufen zu lassen, 

2. wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise zu stören, 

3. die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Flächen mit Kraftfahrzeugen zu befahren oder 
Kraftfahrzeuge dort abzustellen, 

4. Luftfahrzeuge aller Art oder Drachen in einer Höhe von unter 150 m im NSG zu betreiben, 

5. organisierte Veranstaltungen durchzuführen, 

6. zu zelten, zu lagern, zu grillen oder offenes Feuer zu entzünden oder offenes Feuer zu unterhalten, 

7. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen, 

8. Pflanzen oder Tiere, insbesondere gebietsfremde oder invasive Arten auszubringen oder anzusiedeln, 

9. Pflanzen oder Pilze oder Teile davon abzuschneiden, abzupflücken, zu beschädigen, auszureißen oder auszugraben, 

10. wildlebende Tiere oder ihre Entwicklungsformen zu fangen, zu töten oder zu entnehmen, 

11. den Wasserhaushalt innerhalb und außerhalb des Schutzgebietes zu ändern, soweit nachteilige Auswirkungen auf 
den Schutzzweck nicht ausgeschlossen werden können, 

12. zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen im NSG durchzuführen. 
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(2) Das NSG darf außerhalb der Wege nicht betreten oder auf sonstige Weise aufgesucht werden. Als Wege gelten nicht 
Trampelpfade, Wildwechsel, Waldschneisen und Rückegassen. 

(3) § 23 Abs. 3 und § 33 Abs. 1 a BNatSchG sind zu beachten. 

§ 4 
Freistellungen 

(1) Die in den Abs. 2 bis 8 aufgeführten Handlungen oder Nutzungen sind von den Verboten des § 3 Abs. 1 und 2 freigestellt. 

(2) Freigestellt sind 

1. das Betreten und Befahren des Gebietes durch die Eigentümer und Nutzungsberechtigten sowie deren Beauftragte 
zur rechtmäßigen Nutzung oder Bewirtschaftung der Grundstücke, 

2. das Betreten und Befahren des Gebietes sowie die Durchführung der genannten Maßnahmen 

a) durch Bedienstete des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde sowie deren Beauftragte zur Erfüllung dienstli-
cher Aufgaben, 

b) durch Bedienstete anderer Behörden und öffentlicher Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfüllung der dienstli-
chen Aufgaben dieser Behörden, 

c) zur Wahrnehmung von Maßnahmen der Gefahrenabwehr oder der Verkehrssicherungspflicht, 

d) zur Durchführung von Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung sowie Untersuchung und Kontrolle 
des Gebietes im Auftrag oder auf Anordnung des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde oder mit dessen vor-
heriger Zustimmung, 

e) zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie Information und Bildung nach Anzeige mindestens zehn 
Werktage vorher beim Landkreis Celle als Naturschutzbehörde, 

3. die Durchführung von organisierten Veranstaltungen mit vorheriger Zustimmung des Landkreises Celle als Natur-
schutzbehörde, 

4. das Betreiben von Luftfahrzeugen aller Art in einer Höhe von unter 150 m im NSG mit vorheriger Zustimmung des 
Landkreises Celle als Naturschutzbehörde, 

5. die Instandsetzung von Wegen, wenn diese mindestens einen Monat vorher dem Landkreis Celle als Naturschutzbe-
hörde angezeigt worden ist und ausschließlich mit milieuangepasstem Material erfolgt; freigestellt bleibt die Wegeun-
terhaltung einschließlich des Einbaus von nicht mehr als 100 kg milieuangepasstem Material pro Quadratmeter, die 
Erhaltung des Lichtraumprofils hat durch fachgerechten Schnitt zu erfolgen, 

6. der Neu- oder Ausbau von Wegen nur mit vorheriger Zustimmung des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde und 
ausschließlich mit milieuangepasstem Material, 

7. die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung an der Wietze unter besonderer Berücksichtigung des Schutzzweckes 
dieser Verordnung nach den Grundsätzen des WHG und des NWG, 

8. das Befahren der Wietze mit nicht durch Motorkraft angetriebenen Wasserfahrzeugen ohne das Anlanden an Ufern 
oder das Ein- oder Aussetzen von Wasserfahrzeugen, 

9. die Nutzung und Unterhaltung der bestehenden rechtmäßigen Anlagen und Einrichtungen; die Instandsetzung ist 
zulässig, wenn die beabsichtigten Maßnahmen dem Landkreis Celle als Naturschutzbehörde mindestens einen Monat 
vor Umsetzung angezeigt wurden, 

10. die Beseitigung und das Management von invasiven oder gebietsfremden Arten durch die Eigentümer und Nutzungs-
berechtigten sowie deren Beauftragte; die Beseitigung und das Management von invasiven oder gebietsfremden Arten 
durch andere bedarf der vorherigen Zustimmung des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde. 

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im Wald im Sinne des § 5 Abs. 3 BNatSchG und des § 11 NWaldLG 
einschließlich der Errichtung und Unterhaltung von Zäunen und Gattern und der Nutzung und Unterhaltung von sonst 
erforderlichen Einrichtungen und Anlagen sowie nach folgenden Vorgaben auf Waldflächen, die keinen der wertbestim-

menden FFH-Lebensraumtypen 9110, 9120, 9160 oder 9190 (siehe Anlage 2) darstellen, soweit 

1. Holzeinschlag und Pflege unter dauerhafter Belassung von mindestens einem Stück stehendem oder liegendem star-
ken Totholz je vollem Hektar Waldfläche erfolgen, 

2. Holzeinschlag und Pflege ohne die Nutzung erkennbarer Horst- und Stammhöhlenbäume erfolgen, 

3. ein Holzeinschlag in standortheimisch bestockten Beständen als Kahlschlag größer 0,5 ha nur nach Anzeige einen 
Monat vor Durchführung bzw. größer 1,0 ha nur mit vorheriger Zustimmung des Landkreises Celle als Naturschutzbe-
hörde erfolgt, 

4. kein Umbau von Waldbeständen aus standortheimischen Arten in Bestände aus nicht standortheimischen Arten sowie 
keine Umwandlung von Laub- in Nadelwald erfolgt, 

5. die aktive Einbringung und Förderung von invasiven und potenziell invasiven Baumarten im NSG unterbleibt, 
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6. ein flächiger Einsatz von Herbiziden und Fungiziden nur mit vorheriger Zustimmung des Landkreises Celle als Natur-
schutzbehörde erfolgt und ein flächiger Einsatz von sonstigen Pflanzenschutzmitteln dann unterbleibt, wenn dieser 
nicht mindestens zehn Werktage vorher dem Landkreis Celle als Naturschutzbehörde angezeigt worden und eine er-
hebliche Beeinträchtigung i. S. des § 33 Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvollziehbar belegt ausge-
schlossen ist, 

7. Entwässerungsmaßnahmen unterbleiben. 

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im Wald im Sinne des § 5 Abs. 3 BNatSchG und des § 11 NWaldLG 
einschließlich der Errichtung und Unterhaltung von Zäunen und Gattern und der Nutzung und Unterhaltung von sonst 
erforderlichen Einrichtungen und Anlagen sowie nach folgenden Vorgaben auf Waldflächen, die einen der wertbestim-
menden FFH-Lebensraumtypen 9110, 9120, 9160 oder 9190 (siehe Anlage 2) darstellen, 

1. soweit 

a) ein Kahlschlag unterbleibt und die Holzentnahme nur einzelstammweise oder durch Femel- oder Lochhieb vollzo-
gen wird; zu Zwecken der Verjüngung ist die Schaffung zusammenhängender Blößen bis 1 ha mit vorheriger Zu-
stimmung des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde möglich, 

b) auf befahrungsempfindlichen Standorten oder in Altholzbeständen die Feinerschließungslinien einen Mindestab-
stand der Gassenmitten von 40 m zueinander haben, eine Abweichung bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Landkreises Celle als Naturschutzbehörde, 

c) eine Befahrung außerhalb von Wegen und Feinerschließungslinien unterbleibt, ausgenommen sind Maßnahmen 
zur Vorbereitung der Verjüngung, 

d) in Altholzbeständen die Holzentnahme und die Pflege in der Zeit vom 1. März bis 31. August nur mit vorheriger Zu-
stimmung des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde erfolgt, artenschutzrechtliche Regelungen bleiben unbe-
rührt, 

e) eine Düngung unterbleibt, 

f) eine Bodenbearbeitung unterbleibt, wenn diese nicht mindestens einen Monat vorher dem Landkreis Celle als Na-
turschutzbehörde angezeigt worden ist; ausgenommen ist eine zur Einleitung einer natürlichen Verjüngung erfor-
derliche plätzeweise Bodenverwundung, 

g) eine Bodenschutzkalkung unterbleibt, wenn diese nicht mindestens einen Monat vorher dem Landkreis Celle als 
Naturschutzbehörde angezeigt worden ist, 

h) ein flächiger Einsatz von Herbiziden und Fungiziden nur mit vorheriger Zustimmung des Landkreises Celle als Na-
turschutzbehörde erfolgt und ein flächiger Einsatz von sonstigen Pflanzenschutzmitteln dann unterbleibt, wenn die-
ser nicht mindestens zehn Werktage vorher dem Landkreis Celle als Naturschutzbehörde angezeigt worden und 
eine erhebliche Beeinträchtigung i. S. des § 33 Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nachvollziehbar be-
legt ausgeschlossen ist, 

i) ein Holzeinschlag und Pflege ohne die Nutzung erkennbarer Horst- und Stammhöhlenbäume erfolgt, 

j) die aktive Einbringung und Förderung von invasiven und potenziell invasiven Baumarten im NSG unterbleibt, 

2. zusätzlich zu Nr. 1 auf Waldflächen der wertbestimmenden Lebensraumtypen 9160 und 9190 (siehe Anlage 2) auf-

weisen, soweit 

a) beim Holzeinschlag und bei der Pflege 

aa) ein Altholzanteil von mindestens 20 % der Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers erhalten bleibt 
oder - falls derzeit nicht vorhanden - entwickelt wird, als Altholz gelten Bäume; die regelmäßig einen Brusthö-
hendurchmesser von mindestens 50 cm oder ein Alter von mehr als 100 Jahren aufweisen, bei Laubholz mit 
niedriger Umtriebszeit wie Erle und Birke liegt die entsprechende Untergrenze für den Brusthöhendurchmes-
ser bei 30 cm und für das Alter bei 60 Jahren, 

bb) anteilig je Hektar der Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers mindestens drei lebende Altholzbäu-
me dauerhaft als Habitatbäume markiert und bis zum natürlichen Zerfall belassen oder bei Fehlen von Alt-
holzbäumen auf 5 % der Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers ab der dritten Durchforstung Teil-
flächen zur Entwicklung von Habitatbäumen dauerhaft markiert werden (Habitatbaumanwärter); artenschutz-
rechtliche Regelungen zum Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben hiervon unberührt, 

cc) anteilig je Hektar Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers mindestens zwei Stück stehendes oder 
liegendes starkes Totholz bis zum natürlichen Zerfall belassen werden; artenschutzrechtliche Regelungen 
zum Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

dd) auf mindestens 80 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers 
lebensraumtypische Baumarten erhalten bleiben oder entwickelt werden, 

b) bei künstlicher Verjüngung auf den Flächen der Lebensraumtypen ausschließlich lebensraumtypische Baumarten 
und dabei auf mindestens 80 % der Verjüngungsfläche lebensraumtypische Hauptbaumarten, angepflanzt oder ge-
sät werden, 
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3. zusätzlich zu Nr. 1 auf Waldflächen der wertbestimmenden Lebensraumtypen 9110 und 9120 (siehe Anlage 2) auf-
weisen, soweit 

a) beim Holzeinschlag und bei der Pflege 

aa) ein Altholzanteil von mindestens 35 % der Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers erhalten bleibt; 
als Altholz gelten Bäume, die regelmäßig einen Brusthöhendurchmesser von mindestens 50 cm oder ein Alter 
von mehr als 100 Jahren aufweisen, bei Laubholz mit niedriger Umtriebszeit wie Erle und Birke liegt die ent-
sprechende Untergrenze für den Brusthöhendurchmesser bei 30 cm und für das Alter bei 60 Jahren, 

bb) anteilig je Hektar der Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers mindestens sechs lebende Altholz-
bäume dauerhaft als Habitatbäume markiert und bis zum natürlichen Zerfall belassen werden; artenschutz-
rechtliche Regelungen zum Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

cc) anteilig je Hektar Lebensraumtypfläche des jeweiligen Eigentümers mindestens drei Stück stehendes oder 
liegendes starkes Totholz bis zum natürlichen Zerfall belassen werden; artenschutzrechtliche Regelungen 
zum Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

dd) auf mindestens 80 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers 
lebensraumtypische Baumarten erhalten bleiben oder entwickelt werden, 

b) bei künstlicher Verjüngung ausschließlich lebensraumtypische Baumarten und auf mindestens 90 % der Verjün-
gungsfläche lebensraumtypische Hauptbaumarten angepflanzt oder gesät werden. 

Die Maßnahmen nach Abs. 3 Nrn. 3 und 6 sowie Abs. 4 Nrn. 1 a) und f) bis h) sind freigestellt, wenn und solange der 
Zeitpunkt und die Dauer der Maßnahmen sowie die Art der Durchführung durch einen Bewirtschaftungsplan i. S. des § 32 
Abs. 5 BNatSchG festgelegt sind, der vom Landkreis Celle als Naturschutzbehörde oder mit dessen vorheriger Zustim-
mung erstellt worden ist. 

Der Erschwernisausgleich nach § 42 Abs. 4 und 5 NAGBNatSchG richtet sich nach den Vorschriften der Erschwernisaus-
gleichsverordnung-Wald. 

(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd nach folgenden Vorgaben: 

Die Neuanlage von 

1. Wildäckern, Wildäsungsflächen, Futterplätzen und Hegebüschen, 

2. mit dem Boden fest verbundenen jagdwirtschaftlichen Einrichtungen sowie 

3. anderen jagdwirtschaftlichen Einrichtungen in nicht ortsüblicher landschaftsangepasster Art 

sind dem Landkreis Celle als Naturschutzbehörde zehn Werktage vorher anzuzeigen. Der Einsatz von Jagdhunden ohne 
Leine ist im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd freigestellt. 

(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung unter größtmöglicher Schonung der natürlich vorkommenden 
Wasser- und Schwimmblattvegetation sowie des natürlichen Uferbewuchses nach Maßgabe des Nds. Fischereigesetzes 
und der Nds. Binnenfischereiordnung zur Ausübung der fischereilichen Nutzung nach folgenden Vorgaben: 

1. ohne Einrichtung befestigter Angelplätze und ohne Schaffung neuer Pfade sowie 

2. der Einsatz von Fanggeräten und Fangmitteln, die eine Gefährdung des Fischotters, des Bibers oder tauchender Vo-
gelarten ausschließen, ist erlaubt, 

(7) Freigestellt ist die ordnungsgemäße imkereiliche Nutzung ohne bauliche Anlagen. 

(8) Die erforderliche Zustimmung ist bei den in den Absätzen 2 bis 6 genannten Fällen vom Landkreis Celle als Naturschutz-
behörde zu erteilen, wenn und soweit keine Beeinträchtigungen oder nachhaltige Störungen des NSG oder seiner für die 
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile zu befürchten sind. Die Erteilung der Zustimmung kann 
mit Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise versehen werden. 

(9) Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG und des § 24 NAGBNatSchG sowie die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des § 44 BNatSchG bleiben unberührt. 

(10) Bestehende, rechtmäßige behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unberührt. 

§ 5 
Befreiungen 

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann der Landkreis Celle als Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 67 
BNatSchG i. V. m. § 41 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. 

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projekten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der Prüfung 
nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG i. V. m. § 26 NAGBNatSchG als mit dem Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar 
erweisen oder die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt sind. 



Amtsblatt für den Landkreis Celle Nr. 69 vom 6.11.2018 

- 435 - 

§ 6 
Anordnungsbefugnis 

Gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG sowie § 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 NAGBNatSchG kann der Landkreis Celle als Naturschutzbe-
hörde die Wiederherstellung des bisherigen Zustands anordnen, wenn gegen die Verbote des § 3 oder die Zustimmungs- oder 
Anzeigepflichten des § 4 dieser Verordnung verstoßen wurde und Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder 
verändert worden sind. 

§ 7 
Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen 

(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte haben die Durchführung von folgenden durch den Landkreis Celle als 
Naturschutzbehörde angeordneten oder angekündigten Maßnahmen zu dulden: 

1. Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung des NSG oder einzelner seiner Bestandteile 
und 

2. das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des NSG und seiner Wege sowie zur weiteren Information über das 
NSG. 

(2) Zu dulden sind insbesondere: 

1. die in einem Managementplan, Maßnahmenplan, Maßnahmenblatt, Pflege- und Entwicklungsplan oder Bewirtschaf-
tungsplan für das NSG dargestellten Maßnahmen sowie 

2. regelmäßig anfallende Erhaltungs- und Pflegemaßnahmen. 

(3) Auf den Flächen der Niedersächsischen Landesforsten erfolgen zusätzlich die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen auf 
Grundlage eines mit dem Landkreis Celle als zuständige Naturschutzbehörde abgestimmten Bewirtschaftungsplanes im 
Sinne des § 32 Abs. 5 BNatSchG in Verbindung mit dem Erlass zum Schutz, Pflege und Entwicklung von Natura 2000-
Gebieten im Landeswald. 

(4) §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNatSchG bleiben unberührt. 

§ 8 
Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen 

(1) Die in den §§ 3 und 4 dieser Verordnung enthaltenen Regelungen entsprechen in der Regel Maßnahmen zur Erhaltung 
eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG vorkommenden FFH-Lebensraumtypen. 

(2) Die in § 7 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung beschriebenen Maßnahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG vorkommenden FFH-Lebensraumtypen. 

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 7 dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen dienen insbesondere: 

1. Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen des Landkreises Celle als Naturschutzbehörde, 

2. freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen des Vertragsnaturschutzes und 

3. Einzelfallanordnungen nach § 15 Abs. 1 NAGBNatSchG. 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG i. V. m. § 43 Abs. 3 Nr. 1 NAGBNatSchG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote in § 3 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung verstößt, ohne dass die Vorausset-
zungen einer Freistellung nach § 4 Abs. 2 bis 7 dieser Verordnung vorliegen oder eine Zustimmung nach § 4 Abs. 8 erteilt 
oder eine Befreiung gewährt wurde. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 43 Abs. 4 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis 
zu 50.000 Euro geahndet werden. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 Abs. 3 Nr. 7 NAGBNatSchG handelt, wer entgegen § 23 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG 
i. V. m. § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG und § 3 Abs. 2 dieser Verordnung das NSG außerhalb der Wege betritt oder auf sons-
tige Weise aufsucht, ohne dass die Voraussetzungen für eine Freistellung nach § 4 Abs. 2 bis 7 vorliegen oder eine erfor-
derliche Zustimmung nach § 4 Abs. 8 erteilt oder eine Befreiung gewährt wurde. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 43 
Abs. 4 NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet werden. 

§ 10 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Landkreis Celle in Kraft. 

Hinweis auf die Jahresfrist zur Geltendmachung von Verfahrensfehlern 
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Eine Verletzung der in § 14 Abs. 1 bis 3 des NAGBNatSchG genannten Verfahrensvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres nach Verkündung der Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, bei dem Landkreis Celle als Naturschutzbehörde geltend gemacht wird. 

Celle, den 02.11.2018 

Landkreis Celle – Der Landrat 

Az.: 66/N 332-320 LÜ 309 

Wiswe  L. S. 
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B. BEKANNTMACHUNGEN DER GEMEINDEN, 
SAMTGEMEINDEN, GEMEINDEFREIEN BE-
ZIRKE UND ZWECKVERBÄNDE 

Sitzung des Feuerschutzausschusses der Gemeinde 
Südheide 

Am 27. November 2018 findet um 17:00 Uhr im Feuer-
wehrgerätehaus Weesen, Weesener Straße 16, 29320 
Südheide, OT Weesen, eine öffentliche Sitzung des 
Feuerschutzausschusses statt. 

Tagesordnung: 

1. Eröffnung der Sitzung 

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der 
Beschlussfähigkeit 

3. Feststellung der Tagesordnung 

4. Mitteilungen des Bürgermeisters 

5. Einwohnerfragestunde 

6. Bericht des Gemeindebrandmeistersüber allgemeine 
Feuerwehrangelegenheiten 

7. Haushalt 2019 

8. Mündliche Anfragen und Anregungen 

9. Schließung der Sitzung 

-  -  - 

 
Satzung über den Schutz des Baumbestandes in der 
Gemeinde Nienhagen (Baumschutzsatzung) 
 
Aufgrund der §§ 10 und 58 Abs. 1 Nr. 5 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
in der Neufassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
16.12.2013 (Nds. GVBl. S. 307) und § 29 des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I, S. 
2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 
(BGBl. I, S. 3134), i.V.m. § 22 des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) in der Fassung vom 19. Februar 2010 
(Nds. GVBl S. 104) hat der Rat der Gemeinde Nienha-
gen in der Sitzung am 25.09.2018 folgende Satzung 
über den Schutz des Baumbestandes in der Gemeinde 
Nienhagen (Baumschutzsatzung) beschlossen: 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich und Schutzzweck 

 
(1) Diese Satzung gilt für das Gebiet der Gemeinde 

Nienhagen mit den Ortsteilen Nienhorst und Pa-
penhorst innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile und des Geltungsbereiches der 
rechtskräftigen Bebauungspläne (§§ 33 Bau GB). 

 
Das Original einer den Geltungsbereich auswei-
senden Karte im Maßstab 1:10.000 ist bei der 
Samtgemeinde Wathlingen, Am Schmiedeberg 1, 
29339 Wathlingen kostenfrei einzusehen. 

 

 
(2) Um das Orts- und Landschaftsbild zu beleben, zu 

pflegen und, zu gliedern und das Kleinklima zu 
verbessern, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes zu erhalten, die Lebensquali-
tät zu verbessern und wegen ihrer Bedeutung für 
das Naturerleben des Menschen werden in der 
Gemeinde Nienhagen Bäume nach Maßgabe die-
ser Satzung im bebauten und unbebauten Bereich 
geschützt. 

 
 

§ 2 
Schutzgegenstand 

 
(1) Die Bäume im Geltungsbereich dieser Satzung 

werden im Nachstehend bezeichneten Umfang 
zu geschützten Landschaftsbestandteilen er-
klärt. 
 

(2) Geschützt sind: 
a) Bäume mit einem Stammumfang ab 120 

cm und mehr, gemessen in einer Höhe von 
100 cm über dem Erdboden.  

b) Mehrstämmig ausgebildeten Bäumen, 
wenn wenigstens ein Stamm einen Umfang 
von mindestens 50 cm aufweist. 

c) Ersatzpflanzungen gemäß § 8 dieser Sat-
zung vom Zeitpunkt der Pflanzung an. 

(3) Grundsätzlich wird der Stammumfang in einer 
Höhe von 100 cm über dem Erdboden gemes-
sen. Bei mehrstämmigen Bäumen wird die 
Summe der Stammumfänge zugrunde gelegt, 
sofern einer der einzelnen Stämme einen Um-
fang von mindestens 50 cm aufweist. 
 

(4) Die Vorschriften dieser Satzung gelten auch für 
Bäume, die aufgrund von Festsetzungen in Be-
bauungsplänen zu erhalten sind, auch wenn die 
Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfüllt sind 
oder sie nach Abs. 2 vom Schutz ausgenom-
men wären.  
 

(5) Nicht unter diese Satzung fallen:  
a) Birken, Weiden, Pappeln,  
b) Nadelhölzer,  
c) Obstbäume mit Ausnahme von Walnuss-

bäumen,  
d) Gehölze, die nach anderen Rechtsberei-

chen (z.B. Landeswaldgesetz, Niedersäch-
sisches Ausführungsgesetz zum Bun-
desnaturschutzgesetz) geschützt sind, 

e) Bäume in Baumschulen und Gärtnereien, 
wenn sie Erwerbszwecken dienen. 

 
 

§ 3 
Verbotene Handlungen 

 
(1) Verboten ist, geschützte Bäume zu entfernen, 

zu zerstören, zu schädigen oder ihre typische 
Gestalt, das weitere Wachstum und den Fort-
bestand wesentlich zu verändern. 

 
(2) Schädigung und Beeinträchtigungen im Sinne 

dieser Satzung sind:  
a) das Kappen von Bäumen,  
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b) Störungen des Wurzelbereiches unter der 
Baumkrone (Kronentraufbereich zuzüglich 
150 cm zu allen Seiten), insbesondere 
durch Abgrabungen, Ausschachtungen 
oder Aufschüttungen (z.B. Erdwälle, Verfül-
len von Senken), 

c) Versiegelungen des Wurzelbereiches mit 
einer wasser- und luftundurchlässigen De-
cke (z.B. Asphalt, Beton), 

d) Lagern, Ausgießen oder Anschütten von 
Baumaterialien, Salzen, Ölen, Farben, 
Säuren oder Laugen, 

e) Anwenden von Unkrautvernichtungsmit-
teln, 

f) das Befahren und Beparken des Wurzelbe-
reiches, soweit dieser nicht zur befestigten 
Straßenfläche gehört.   

 
(3) Nicht unter die Verbote des § 3 fallen fachge-

rechte Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen. 
 

 
 

§ 4 
Freistellungen 

 
Freigestellt sind: 

a) unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwen-
dung einer unmittelbar drohenden Gefahr, 
z.B. zur Herstellung der Verkehrssicher-
heit.  

b) übliche Pflege- und Erhaltungsmaßnah-
men,  

c) das fachgerechte Beschneiden der Bäu-
me sowie Maßnahmen im Rahmen eines 
ordnungsgemäßen Betriebes von Baum-
schulen oder Gärtnereien,  

d) Maßnahmen im Rahmen der ordnungs-
gemäßen Gestaltung, Pflege und Sicher-
heit von öffentlichen Grünflächen und 
Straßen. 

 
(2) Bei der Ausführung von Erdarbeiten oder Bau-

maßnahmen sind die Richtlinien der DIN 18 
920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu 
beachten. Die DIN Norm kann im Bauamt des 
Rathauses Wathlingen zu den Öffnungszeiten 
eingesehen werden. 

 
 

§ 5 
Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen 

 
(1) Die geschützten Bäume sind artgerecht zu 

pflegen und ihre Lebensbedingungen sind so 
zu gestalten, dass ihre gesunde Entwicklung 
und ihr Fortbestand langfristig gesichert blei-
ben.  
 

(2) Die Gemeinde kann anordnen, dass der Eigen-
tümer oder Nutzungsberechtigte eines Grund-
stücks bestimmte Maßnahmen zur Erhaltung 
und zum Schutz von gefährdeten Bäumen im 
Sinne des § 3 dieser Satzung trifft, wenn Bau-
maßnahmen vorbereitet oder durchgeführt wer-
den sollen. 

 

(3) Der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte hat 
die Durchführung bestimmter Pflege- und Erhal-
tungsmaßnahmen an geschützten Bäumen, de-
ren Durchführung dem Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten selbst nicht zumutbar ist, zu 
dulden. 

 
 

§ 6 
Ausnahmen 

 
(1) Von den Verboten des § 3 kann die Gemeinde 

Nienhagen auf Antrag des Eigentümers oder 
Nutzungsberechtigten eine Ausnahme erteilen, 
wenn: 

a) das Verbot zu einer nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Abweichung 
mit den öffentlichen Belangen vereinbar 
ist oder 

b) eine nach den öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften zulässige Nutzung sonst nicht 
oder nur unter wesentlichen Beschrän-
kungen verwirklicht werden kann, 

 
(2) Eine Ausnahme ist zuzulassen, wenn 

a) von dem geschützten Baum Gefahren für 
Personen oder Sachen ausgehen und die 
Gefahr nicht auf andere Weise und mit 
zumutbarem Aufwand zu beheben sind,  

b) ein Baum krank ist und die Erhaltung, 
auch unter Berücksichtigung des öffentli-
chen Interesses daran, mit zumutbarem 
Aufwand nicht möglich ist, 

c)  die Beseitigung eines Baumes aus über-
wiegenden, auf andere Weise nicht zu 
verwirklichenden, öffentlichen Interessen 
dringend erforderlich ist, 

d) der Eigentümer oder ein sonstiger Nut-
zungsberechtigter aufgrund von Vorschrif-
ten des öffentlichen Rechts verpflichtet ist, 
die Bäume zu entfernen oder zu verän-
dern und er sich nicht in zumutbarer Wei-
se von dieser Verpflichtung befreien kann, 

 
 
 

§ 7 
Verfahren bei Bauvorhaben 

 

(1) Wird für ein Grundstück im Geltungsbereich dieser 
Satzung eine Baugenehmigung beantragt, bei des-
sen Verwirklichung geschützte Bäume entfernt, zer-
stört, beschädigt oder verändert werden sollen, so ist 
dem Bauantrag ein Lageplan beizufügen, auf dem 
die auf dem Grundstück vorhandenen geschützten 
Bäume mit Standort, Gehölzart und Stammumfang 
eingetragen sind. Dies gilt ggf. auch für Bäume auf 
benachbarten privaten und öffentlichen Grundstü-
cken, die durch die Baumaßnahme betroffen sind. 

 

(2) Absatz 1 gilt auch für Bauvoranfragen. 
 

§ 8 
Ersatzpflanzungen und Ausgleichszahlungen 

 
(1) Die Erteilung einer Ausnahme nach § 6 ist bei 

der Gemeinde Nienhagen unter Darlegung der 
Gründe zu beantragen. 
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(2) Die Erlaubnis aufgrund einer beantragten Aus-
nahme wird schriftlich erteilt. Sie kann mit Ne-
benstimmungen verbunden werden, widerruf-
lich oder befristet erteilt werden. Dem Antrag-
steller kann insbesondere auferlegt werden, 
Laubbäume mit einem Stammumfang von je 
14-16 cm als Ersatz für entfernte Bäume auf 
seine Kosten auf dem betroffenen Grundstück 
neu zu pflanzen und zu erhalten.  
 

(3) Die Anzahl der als Ersatz zu pflanzenden 
Bäume richtet sich nach dem Stammumfang 
der zur Entnahme beantragten Bäume: 
a) beträgt der Stammumfang des entfernten 

Baumes 120 cm bis 200 cm sind zwei Er-
satzlaubbäume der oben genannten Quali-
tät und Stärke nachzupflanzen. 

b) Beträgt der Stammumfang des entfernten 
Baumes mehr als 200 cm, ist für jede zu-
sätzlich angefangene 50 cm Stammumfang 
ein zusätzlicher Laubbaum der oben ge-
nannten Qualität und Stärke nachzupflan-
zen. 

 
(4) Sofern der Antragsteller Ersatzpflanzungen auf 

seinem Grundstück nicht in vollem Umfang leis-
ten kann und nicht über andere Grundstücke im 
Geltungsbereich verfügt, wo dies möglich ist, 
hat er eine Ausgleichszahlung in Höhe von 
500,00 € je Baum (für Beschaffung und 3 Jahre 
Pflege), die nach § 8 Absatz 3 dieser Satzung 
zu pflanzen wären, an die Gemeinde Nienha-
gen zu entrichten. Der Betrag ist zweckgebun-
den für Neuanpflanzungen. 

 
(5) Eine Verpflichtung zur Ersatzpflanzung gilt erst 

dann als erfüllt, wenn die Ersatzpflanzung an-
gewachsen ist. Sie sind dauerhaft zu pflegen 
und unterliegen sofort dem Schutz dieser Sat-
zung. 
 

(6) § 31 Baugesetzbuch bleibt für Bäume, die 
aufgrund von Festsetzungen eines Bebau-
ungsplanes zu erhalten sind, unberührt. 

 
§ 9 

Folgenbeseitigung 
 

(1) Hat ein Eigentümer oder Nutzungsberechtigter 
entgegen den Verboten des § 3 ohne Ausnah-
megenehmigung nach § 6 einen geschützten 
Baum entfernt oder zerstört, so 
(a) hat er auf dem betroffenen Grundstück im 

Gegenwert des entfernten oder zerstörten 
Baumes einen Ersatz gemäß der Staffe-
lung des § 8 Absatz 2 und 3 dieser Sat-
zung zu leisten.  

(b) Ist der Ersatz auf dem betroffenen Grund-
stück nicht möglich, ist der Gegenwert des 
entfernten oder zerstörten Baumes durch 
Zahlung von je 500,00 € gemäß der Staf-
felung des § 8 Absatz 2 und 3 dieser Sat-
zung an die Gemeinde Nienhagen auszu-
gleichen. Der Betrag ist zweckgebunden 
für Neuanpflanzungen 

 

(2) Die gleichen Verpflichtungen treffen den Eigen-
tümer oder Nutzungsberechtigten, wenn ein Drit-
ter die geschützten Bäume entfernt, zerstört, be-
schädigt  oder ihre Gestalt wesentlich verändert 
hat und dem Eigentümer oder Nutzungsberech-
tigten ein Ersatzanspruch gegen den Dritten zu-
steht. 

 
§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne § 43 Abs. 3 Ziff. 3 des 

Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum 
Bundesnaturschutzgesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

a) geschützte Bäume entgegen § 3 dieser 
Satzung ohne Erlaubnis entfernt, zerstört, 
beschädigt oder ihre Gestalt wesentlich 
verändert, ohne im Besitz der erforderli-
chen Ausnahmegenehmigung zu sein, 

b) entgegen des § 5 auferlegte Erhaltungs-, 

Pflege- und Schutzmaßnahmen nicht er-

füllt, 

c) der Anzeigepflicht nach § 7 dieser Satzung 
nicht nachkommt, 

d) einer Aufforderung zur Folgenbeseitigung 
gemäß § 9 nicht nachkommt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu-

ße bis zu 25.000,00 € geahndet werden. 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zum Schutz 
des Baum- und Heckenbestandes vom 31.07.2014 au-
ßer Kraft. 
 
Nienhagen, den 29.05.2018 
 
Jörg Makel 
Bürgermeister  
Gemeindesiegel 
 
Anlage zu § 1: Planunterlage zur Darstellung des räum-
lichen Geltungsbereiches im Maßstab 1: 10.000 
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Bebauungsplan Nr. 43 „Westlich Sudermannstraße"der 
Gemeinde Hambühren 

Amtliche Bekanntmachungen der Gemeinde Hambühren 

Der Rat der Gemeinde Hambühren hat in seiner öffentli-
chen Sitzung vom 04.04.2013 den Bebauungsplan 
Nr. 43 „Westlich Sudermannstraße“ gemäß §§ 1 Abs. 3 
und  10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 
23.09.2004 (Bundesgesetzblatt Seite 2414), zuletzt 
geändert am 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) als Satzung 
und die dazugehörige Begründung nebst Umweltbericht 
beschlossen. 

Hiermit wird der Bebauungsplan Nr. 43 „Westlich Su-
dermannstraße“ bekannt gemacht. 

Der Bebauungsplan Nr. 43 „Westlich Sudermannstraße“ 
ist nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt und bedarf daher nicht der Ge-

nehmigung der höheren Verwaltungsbehörde nach § 10 
Abs. 2 Bau GB. 

Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 43 „Westlich 
Sudermannstraße“ befindet sich westlich der Einmün-
dung der Sudermannstraße in die Bundesstraße 214 
Nienburger Straße. Der Geltungsbereich ist in der nach-
folgenden Planskizze dargestellt.  

 

 

 

 

Der Bebauungsplan Nr. 43 „Westlich Sudermannstraße", 
die Begründung mit Umweltbericht, die zusammenfas-
sende Erklärung sowie die DIN 45691 (Geräuschkontin-
gentierung) können im Rathaus in der Bauabteilung der 
Gemeinde Hambühren, Zimmer 30, Versonstraße 7, 
29313 Hambühren, während der Sprechzeiten der Ver-
waltung  

Montag 08.00 Uhr - 12.00 Uhr und 
14.00 Uhr - 16.00 Uhr 

Dienstag  08.00 Uhr - 12.00 Uhr 

Mittwoch  07.30 Uhr - 12.00 Uhr 

Donnerstag  14.00 Uhr - 18.00 Uhr 

Freitag:    08.00 Uhr - 12.00 Uhr 

(nach telefonischer Vereinbarung (Tel.: 05084 601-230) 
auch außerhalb dieser Zeiten )  

von jedermann eingesehen werden. 

Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes 
auch Auskunft verlangen. 

Weiterhin wird gemäß § 215 Abs. 2 BauGB in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3.11.2017 (BGBl. I 
Seite 3634) auf die nachfolgenden Rechtsfolgen hinge-
wiesen: 
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Unbeachtlich werden 

1. nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzungen der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, 

2. ein unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtlicher Fehler und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3.11.2017 (BGBl. I Seite 3634) über 
die Entschädigung von eintretenden Vermögensnach-
teilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen ent-
sprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 
43 „Westlich Sudermannstraße" in Kraft. (§10 Abs. 3 
BauGB) 

Hambühren, 05.11.2018 

Herbst                                      L.S.  

Bürgermeister 

-  -  - 

 

C. BEKANNTMACHUNGEN ANDERER STELLEN 

 

 

D. SONSTIGE MITTEILUNGEN 

 

 


